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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 

Motion Kubski Grégoire / Aebischer Eliane 2020-GC-187 
Freiburg muss nicht wie Times Square blinken und leuchten 

I. Zusammenfassung der Motion 

In der am 18. November 2020 eingereichten und begründeten Motion weisen Grossrat Grégoire 

Kubski und Grossrätin Eliane Aebischer darauf hin, dass die neuen Werbeträger mit ihren rollenden 

Plakaten und animierten Bildern die Strassenbenützerinnen und -benützer ablenken und deshalb 

geeignet sind, Gefahren für Fussgängerinnen und Fussgänger wie auch für andere Verkehrsteilneh-

mende zu schaffen, insbesondere in der Nähe von Schulen und Fussgängerstreifen. Ausserdem 

erzeugen diese Werbeträger Lichtverschmutzung, die für Menschen und Tiere schädlich sein kann. 

Die Motionäre halten des Weiteren fest, dass das aus dem Jahr 1986 stammende Gesetz über die 

Reklamen (RekG; SGF 941.2) dieses Problem nicht behandelt und dass die Bestimmungen des 

Strassenverkehrsgesetzes des Bundes (SVG; SR 741.01) zu diesem Thema zu allgemein sind. 

Infolgedessen haben Gemeinden und Oberämter nur wenige Mittel, um die Ablehnung solcher 

LED-Werbeträger zu rechtfertigen, wenn sie als gefährlich oder störend erachtet werden. 

Die Motionäre fordern deshalb, dass das RekG überarbeitet wird, um es zu modernisieren, und dass 

ein strenger Rahmen geschaffen wird, um die Verbreitung solcher Werbeträger einzuschränken. 

Schliesslich sollen dabei auch die möglichen Folgen dieser Gesetzesänderung für das Gesetz über 

die öffentlichen Sachen behandelt werden. 

II. Antwort des Staatsrats 

Die Bearbeitung von Gesuchen im Zusammenhang mit Strassenreklamen ist in der Tat ein sensibles 

Thema, weil unterschiedliche Rechtsgrundlagen beachtet werden müssen und zahlreiche Stellen 

betroffen sind. Es ist anzumerken, dass die Art von Gesuchen oft im Spannungsfeld von privaten 

und öffentlichen Interessen stehen, und es ist richtig, dass die Rechtsgrundlagen angesichts der 

technologischen Entwicklungen als unvollständig angesehen werden können. Eine der grössten 

Schwierigkeit bei solchen Dossiers ist die einheitliche Anwendung im ganzen Kanton, da die für 

diese Dossiers zuständigen Behörden vielfältig sind und die Entscheide daher von unterschiedlichen 

Betrachtungsweisen und Prioritäten beeinflusst werden können. 

Aktuelle Praxis 

Anträge für Reklametafeln und selbst leuchtende Schilder werden von den Oberämtern bzw. von 

bestimmten Gemeinden mit Zuständigkeitsdelegation (25 Gemeinden) behandelt. In der Praxis sind 

für solche Gesuche oft zwei parallele Verfahren erforderlich, nämlich ein Baubewilligungsverfah-

ren für den physischen Träger und ein Reklamebewilligungsverfahren für die Werbetafel und deren 

Inhalt. Die staatlichen Stellen werden im Rahmen der ordentlichen Verfahren (Baubewilligung) 
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systematisch angehört, aber in allen anderen Fällen (vereinfachte Verfahren) liegt es im Ermessen 

der für das Dossier zuständigen Behörden (Oberamt und Gemeinden), ob sie das Dossier zur 

Begutachtung an staatliche Stellen weiterleiten oder nicht. Strassenreklamen sind grundsätzlich nur 

in der Bauzone zulässig. Um diese Art von Reklame ausserhalb der Bauzone zu installieren, braucht 

es eine Sonderbewilligung der Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion (RUBD); diese wird nur 

erteilt, wenn zwingende Gründe vorliegen. 

Verkehrssicherheit 

Wenn sie angehört werden, geben die Dienststellen eine Stellungnahme in ihrem Zuständigkeitsbe-

reich ab. Bei Aspekten, die mit der Strassenverkehrssicherheit zusammenhängen, ist es hauptsächlich 

das Tiefbauamt (TBA), das Gesuche auf der Grundlage der folgenden Bundesgesetzgebungen 

beurteilt: 

> Strassenverkehrsgesetz des Bundes (SVG): Art. 6 

> Signalisationsverordnung (SSV): Art. 95, Art. 96, Art. 97, Art. 98 

Obwohl das Strassenverkehrsrecht in diesem Bereich relativ allgemein gehalten ist, lässt es doch 

einen erheblichen Interpretationsspielraum zu. Der Standort der Reklame wird analysiert, um 

sicherzustellen, dass er die Sicherheit nicht beeinträchtigt; Gesuche werden insbesondere dann 

negativ begutachtet, wenn die Reklame zu nahe an Fussgängerstreifen oder Knoten stehen. Wohl 

wird bei selbst leuchtenden Reklametafeln und Schildern in den Gutachten festgehalten, dass die 

Lichtstärke die Verkehrssicherheit nicht beeinträchtigen darf und die SLG-Normen
1
 eingehalten 

werden müssen. Ebenso wahr ist aber, dass dieses Thema nicht zu den Kernkompetenzen des TBA 

gehört und dass es keine klaren Grundlagen für die Behandlung der Fragen im Zusammenhang mit 

Laufschriften oder bewegten Bildern gibt. Das Bundesamt für Strassen (ASTRA) hat in einer 

Stellungnahme festgehalten, dass Schilder mit animierten Texten und Bildern in den allermeisten 

Fällen nicht zugelassen werden können, da sie die Autofahrerinnen und Autofahrer ablenken und 

die Verkehrssicherheit beeinträchtigen. Für Standbilder wird eine Mindeststandzeit von 25 Sekun-

den empfohlen. 

Eine interkantonale Arbeitsgruppe
2
 hat ein Merkblatt erarbeitet, das die Anwendung der 

verschiedenen einschlägigen Regeln zusammenfasst, um eine einheitliche Anwendung der 

Vorschriften über Werbung und Strassenreklamen zu erreichen. Dieses Dokument bietet eine 

interessante Grundlage für die verschiedenen betroffenen Dienststellen. 

Umwelt 

Die einzige existierende umweltrechtliche Grundlage, sowohl auf Bundes- als auch auf 

Kantonsebene, sind die einleitenden Artikel des Bundesgesetzes über den Umweltschutz (USG; 

SR 814.01), insbesondere Artikel 11 USG, die den Grundsatz der Emissionsbegrenzungen 

festlegen, doch fehlt eine Konkretisierung dieser Begrenzungen in Form von Grenzwerten. Das 

macht ihre Anwendung besonders heikel, da sie Auslegungssache ist. Das Bundesamt für Umwelt 

(BAFU) hat eine Vollzugshilfe Lichtemissionen ausgearbeitet, die noch in Konsultation ist (siehe 

www.bafu.admin.ch/licht > Konsultation), im Frühjahr 2021 aber veröffentlicht werden soll und 

                                                

1 Normen der Schweizer Licht Gesellschaft SLG 
2 Arbeitsgruppe zur einheitlichen Beurteilung sowie Anwendung von Werbung und Reklamen im Strassenraum, in der 

die Kantone Aargau, Basel-Landschaft, Bern, Luzern und Solothurn sowie die Stadt Zürich vertreten sind. 

https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/elektrosmog/fachinformationen/lichtemissionen--lichtverschmutzung-.html
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Richtwerte enthalten wird, was es den Gemeinden erleichtern sollte, Beleuchtungskonzepte 

oder -strategien (auch «Plans Lumière» oder «Licht-Masterpläne» genannt) auszuarbeiten. Durch 

die Anwendung dieser Umsetzungshilfe für Leuchtreklamen können Bedingungen hinsichtlich 

Leuchtdichte, Bilddynamik und Betriebsstunden der Anzeigen in Abhängigkeit von der Umgebung 

formuliert werden. 

Energieverbrauch 

Das 2013 vom Grossen Rat verabschiedete kantonale Energiegesetz (EnGe; SGF 770.1) bestimmt 

in Artikel 15a Abs. 5, dass die Gemeinden in einem Reglement besondere Anforderungen an die 

Energieeffizienz, die Leuchtstärke und die Beleuchtungsdauer stellen können. Dies gilt auch für 

selbst leuchtende Schilder, die gemäss dem Willen des Gesetzgebers als Objektbeleuchtungen 

gelten. 

Entwicklung der Situation 

Es stimmt zwar, dass die Rechtsgrundlagen in dieser Frage nicht unbedingt auf dem neusten Stand 

sind, gleichzeitig ist aber zu beachten, dass es schwierig ist, die verschiedenen technologischen 

Entwicklungen vorherzusehen und dass eine Überarbeitung des Gesetzes Zeit in Anspruch nimmt. 

Trotzdem scheinen dem Staatsrat die vorhandenen Rechtsgrundlagen ausreichend zu sein, um es 

den Behörden zu ermöglichen, eine Interessenabwägung vorzunehmen. So sind die Bestimmungen 

des SVG (insbesondere Art. 6) und des RekG (insbesondere Art. 5) allgemein formuliert, und diese 

allgemeine Formulierung ermöglicht es, alle Formen der Werbung zu berücksichtigen, einschliesslich 

deren neuen Formen infolge der sich immer rascher folgenden technischen und technologischen 

Entwicklungen. 

Der Staatsrat hält indessen auch fest, dass die zuständigen Behörden aufgrund der Komplexität des 

Themas und der zahlreichen Rechtsgrundlagen über ein umfangreiches Wissen in allen betroffenen 

Bereichen (Umwelt, Raumordnung, Verkehrssicherheit usw.) verfügen müssen. Er ist deshalb der 

Meinung, dass ein ähnliches Dokument, wie es von der oben erwähnten interkantonalen 

Arbeitsgruppe erarbeitet wurde, die notwendige Hilfestellung bieten kann und eher geeignet wäre, 

eine einheitliche Behandlung im ganzen Kanton zu erreichen. Da es sich um eine schematische 

Zusammenfassung der Anwendung der verschiedenen geltenden Rechtsgrundlagen handelt, wäre 

ein solches Dokument nämlich leichter zugänglich und könnte einfacher an technologische 

Entwicklungen angepasst werden. 

Der Staatsrat schlägt dem Grossen Rat deshalb vor, die Motion abzulehnen, verpflichtet sich aber, 

nach dem Vorbild des oben erwähnten interkantonalen Merkblatts ein Dokument auszuarbeiten, das 

die verschiedenen Aspekte und Regeln zusammenfasst, die im Bau- oder Reklamebewilligungs-

verfahren zu berücksichtigen sind. In diesem Dokument werden namentlich Sicherheits-, Umwelt- 

(einschliesslich Fauna) und Energieaspekte berücksichtigt werden. 

20. April 2021 
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